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Am 1. April 2000 ist das Dritte Gesetz
zur Änderung des Betäubungsmittelge-
setzes (Drittes BtMG-Änderungsgesetz
– 3. BtMG-ÄndG vom 28. März 2000,
BGBl. I S. 302) in Kraft getreten. Gegen-
stand der Gesetzesänderung ist zunächst
nur die Möglichkeit, nach entsprechen-
der Erlaubnis in Räumlichkeiten Betäu-
bungsmittelabhängigen eine Gelegenheit
zum Verbrauch von mitgeführten, ärzt-
lich nicht verschriebenen Betäubungs-
mitteln einzuräumen (Drogenkonsum-
raum). Das Gesetz enthält ferner die Ver-
ordnungsermächtigung für die Landes-
regierungen, die Mindestvoraussetzungen
für diese Erlaubniserteilung zu regeln.

Darüber hinaus sieht das Gesetz vor,
dass die Bundesregierung ermächtigt
wird, eine Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates zu erlassen,
in der insbesondere (genannt sind hier
nur die für die Ärzte wichtigen Regu-
larien) festgestellt wird,

■ dass das Verschreiben von Substitu-
tionsmitteln für Drogenabhängige von
der Erfüllung von Mindestanforderun-
gen an die Qualifikation der verschrei-
benden Ärzte abhängig gemacht und die
Festlegung der Mindestanforderung von
den Ärztekammern mitgeteilt wird und 

■ dass Meldungen der verschreibenden
Ärzte an das Bundesinstitut für Arznei-
mittel- und Medizinprodukte über das
Verschreiben eines Substitutionsmittels
für einen Patienten in anonymisierter
Form sowie der Ärztekammern an das
Bundesinstitut für Arzneimittel- und
Medizinprodukte über die Ärzte, die die
Mindestanforderungen erfüllen, erfolgen
müssen
Derzeit liegt eine solche Rechtsverord-
nung noch nicht vor. Die Sächsische
Landesärztekammer wird zu gegebener
Zeit darüber berichten.

Glowik
Juristische Geschäftsführerin

Inkrafttreten des Dritten Gesetzes zur
Änderung des Betäubungsmittelgesetzes 

Um Verzögerungen bei der Zulassung
zur Facharztprüfung durch unvollständi-
ge Unterlagen zu vermeiden, bitten wir
folgendes zu beachten:

Das letzte Weiterbildungszeugnis, das zur
Zulassung zur Facharztprüfung bei der
Sächsischen Landesärztekammer einge-
reicht wird, muss gemäß § 11 WBO ent-
halten

1. die Dauer der in Teil-/Vollzeitbeschäf-
tigung abgeleisteten Weiterbildung
(Unterbrechungen beachten!),

2. die in dieser Weiterbildungszeit im ein-
zelnen vermittelten und erworbenen

Hinweise für alle Weiterbildungsbefugten 
und für Ärztinnen/Ärzte in Weiterbildung 
vor der Zulassung zur Prüfung!

Kenntnisse, Erfahrungen und Fertig-
keiten,

3. das Erreichen des Weiterbildungs-
zieles, das heißt die Inhalte für das je-
weilige Fachgebiet nach der WBO wur-
den vermittelt und erworben sowie

4. eine Stellungnahme zur fachlichen
Eignung der Ärztin/des Arztes.

Wünschenswert ist außerdem am En-
de des Zeugnisses die Angabe des Um-
fanges der Weiterbildungsbefugnis des
jeweiligen Weiterbilders.

Das Weiterbildungszeugnis muss vom

Weiterbildungsbefugten bei einer Ver-
bundweiterbildungsbefugnis grund-
sätzlich von allen am Verbund beteilig-
ten Weiterbildern unterschrieben sein.

Grundsätzlich bedeutet, dass zum Bei-
spiel bei kürzeren Weiterbildungszeiten
in nur einer Klinik einer Weiterbildungs-
stätte mit Verbundweiterbildungsbefug-
nis ausnahmsweise die Unterschrift die-
ses befugten Weiterbilders auf dem
Zeugnis zur Anerkennung ausreicht.

Vielen Dank für die Beachtung der oben
genannten Sachverhalte!

Prof. Dr. med. habil. Gunter Gruber
Vorsitzender des Ausschusses Weiterbildung

(Drittes BtMG-
Änderungsgesetz – 

3. BtMG-ÄndG)


